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SECRET	
N c.	

OF

3.3.1951

Herrn

Bundeskanzler
Dr. KonradAdenauer

Bonn

Hochverehrter Herr Bundeskanzler!

Es 1st mir eine ausserordentliche Ehre, zu dem deutschen Mindestprogramm
far die kommende Viererkonferenz einige Gedanken vortragen zu darfen, die
als Wdnsche der Bevalkerung der sowjetischen Besatzungszone angesehen
den 'car/nen. Ich bedauce dabei, in den letzten Tagen durch Krankheit stark
behindert gewesen zu sein, hoffe aber doch wenigstens in einigen Punkten
eine Angegung geben zu k8nnen. Die Gedanken sind in den GrundzUgen mit dem
Leiter des Untersuchungsausschusses freiheitlicher Juristen durchgesprochen
worden. Das Zahlenmaterial statzt sich auf Angaben der Kampfgruppe gegen
Unmenschlichkeit und des Untersuchungsausschusses freiheitlicher Juristenl

Menn die Bundesregierung die Forderung nach freien Iffplen in der sowjetischen
Besatzungszone (SBZ) einschliesslich des Rechtes auf freie Meinungsdusserung,
auf Pressefreiheit, auf Versammlungsfreiheit und auf Zulassung freier Par-
teien erhoben hat, so entspricht dies den Grundsdtzen der Charta der Verein-
ten Nationen und der von ihnen angenommenen Menschenrechts. Es entspricht
ferner den Grundrechten, die in der Verfassung der Bundesrepublik gewdhrlei-
stet und damit far den Fall der Wiedervereinigung Deutschlands auch der Be- .
vblkerung der SBZ in Aussicht gestellt sind. Es entspricht schliesslich den
paragraphierten Sfftzen, die als sogenannte "Verfassung der Deutschen Demokra-
tischen Republik" vom sowjetzonalen Volkskongress angenommen und von der
dortigen Provisorischen Volkskammer als galtig erklaqt worden sind. Die Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland hat in mehreren Denkschriften und
Erkldrungen unter Beibringung umfangreichen Beweismaterials dargelegt,
dass die Wahlen aim 15.0ktober 1950 in der SBZ unter kommunistischer Beeinflus-
sung und silt Verletzung des Wahlgeheimnisses stattgefunden haben und dass
ihr Ergebnis betragerisch verAndert worden ist. Umsomehr muss die Bundesregie-
rung heute auf der Abhaltung freier, gleicher und geheimer Wahlen in der SBZ
als Grundlage einer Niedervereinigung Deutschlands bestehen. Sie verlangt
damit nur die Einlasung der Versprechungen, die der deutschen Bevalkerung
der SBZ von ihren derzeitigen Behdrden gemacht worden sind. Insbesondere
weist sie dabeit auf folgende Artikel der sowjetzonalen Verfassung him: Ar-
tikel 3 (Mitbestimmung des Bdrgers), 6 (Gleichheit vor dem Gesetz), 9 (Mei-
nungsfreiheit, Verbot der Pressezensur), 12 (Vereinsfreiheit), 13 (Bildung
von Wahlvereinigungen).
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Alle diese Artikel und die in ihnen der Bevtilkerung zugestandenen Rechte
.sind von den derzeitigen Beharden der SBZ in einem Ausmasse verletzt worden,
das das Vertrauen in die Galtigkeit des Rechtes auf das Schwerste erschattert
hat. Solange die Austibung der genannten Rechte nicht tatsachlich gewahrlei-
stet und von eigens dazu berufenen Kommissionen (der Vereinten Nationen,
der vier Besatzungsmachte o.N.) kontrolliert ist, kann in der BevAlkerung
kann in der Bevalkerung der SBZ nicht das Gefahl der Sicherheit auf-
kommen, das die unabdingbare Voraussetzung fAr freie und gleiche Wahlen
bildet.

Mit wachsendem Entsetzen und zugleich nit den Gefahl inniger Anteilnahme
an den Schicksal ihrer Landsleute hat die Bundesregierung die Entwicklung
des Rechtswesens und das Aufht5ren jeder perstinlichen Sicherheit in der SBZ
beobachtet. An die Stelle der Unabhangigkeit der Gerichte let eine politisierte
Rechtsprechung getreten, in welcher die Richter ihre Weisungen von dem soge-
nannten Staatlichen Sicherheitsdienst oder einer der Ueberwachungsstellen der
Sozialistischen Einheitspartei erhalten. Per Bundesregierung ist durch die.
Berichte, die ihr von der hilfesuchenden Bevtlkerung der SBZ zugegangen sind, bekannt
geworden, dass emn grosser Teil der politischen Prozesse (beispielsweise die Verurteil--
ung der 3500 aus sowjetischen Konzentrationslagern aberstellten Gefangenen in

aaldheim) tinter Ausschluss der Oeffentlichkeit und vor politischen Son-
dergerichten stattgefunden haben. Jahrelang sind Hunderttausende von
Haftlingen in Konzentrationslagern festgehalten worden, von denen auch
heute noch - entgegen alien anders lautenden Behauptungen - mindestens
zwei Lager in Mannsfeld und em n Lager in Zwangsarbeitsschacht Annaberg
mit insgesamt 800 Haftlingen bestehen. Die Staatliche Sicherheitspolizei
unterhalt eigene Gefangnisse bzw. Gefangnisabteilungen, in denen die
Verhafteten ohne richterlichen Schutz eingekerkert und oftmals schweren
Misshandlungen ausgesetzt sind. Die Zahl dieser Gefangenen ist unbekannt,
ebenso vile die Zahl derjenigen, die nach ausserhalb der SBZ deportiert
worden sind; sic abersteigen aber nach den vorliegenden Berichten die
Zahl von Zehntausenden bei weitem. Diese Zustande widersprechen nicht
nur den Grundsatzen der zivilisierten ablt und stollen eine grauenhafte
Wiederholung der nationalsozialistischen Methoden dark sic stehen in
Tlagrantem Widerspruch zu der sowjetzonalen Verfassung, insbesondere den
Artikeln 8 (Persanliche Freiheit, Unverletzlichkeit der Wohnung, Postge-
geheimnis usw.), 127 (Unabhangigkeit der Richter), 133 (Oeffentlichkeit der
Gerichte), 134 (Kein Barger darf semen gesetzlichen Richtern entzogen
werden, Verbot der Ausnahmegerichte), 136 (Notwendigkeit richterlichen
Haftbefehls usw.) mid zu der Proklamation Nr. 3 des Allierten Kontroll-
rats.

Nit diesem System des Polizeistaats wird jede freie Meinungsausserung in
politischer Beziehung unterdrackt. Ale "chein des Rechtes werden den
Urteilen die Artikel 6 der sowjetzonalen Verfassung oder die Kontroll-
ratsdirektive Hr. 38, Artikel III, Abs. 3 zugrundegelegt; wobei auch
schon die geringste Kritik an den tatsachlichen Wahlmissbrauch oder lihn-
lichen Zustanden in der SBZ ale Boykotthetze oder nationalsozialistisches
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Verhalten ausgelegt wird. Neuerdings 1st em n "Gesetz-zum Schutz des Frie-
dens" unter den Vorwand einer Bekttmpfung des Militarismus geschaffen war-
den, das in Wirklichkeit jede Abwehr vor der in der SBZ bereits vollzogenen
Remilitarisierung auch ausserhalb des Gebietes der SBZ mit Todes- und
Zuchthausstrafem bedrpbti as Mass der politischen Drteile ist (in Gegen-
satz zu Artikel 137 der sowjetzonalen Verfassung) ungeheuerlich. Mach
den der Bundesregierung verliegenden Berichten sind allein im Jahre 1950
in der SBZ ftir angebliche politische Straftaten aber 63 000 Jahre Zucht-
haus und Arbeitslager verhapgt warden; die Zahl der gegenwartig in Straf-
haft befindlichen politischen Gefangenen wiH. mit 25 000 angegeben.

Teil lediglich mit den Ziel durchgefftrt werden, die Betroffenen wegen
ihrer politischen Gesirinung zu erledigen oder die Betriebe zu enteignen.
Wie rigoros diese Politik gegen den Pillen'der BevOlkerung der ZBZ durch-
geflihrt worden 1st, geht aus der Zahl der Verurteilungen hervor, die nach
den vorliegenden Berichten in Jahre 1950 allein 179oo betragen hat.

Nicht unerwahnt darf schliesslich die untkbersehbare Menge der Gefangenen
gelassen werden, Cie unmittelbar durch sowjetische Militaqtribunale ver-
urteilt warden sind. Schon die line des durchschnittlichen Strafthasses
(15 his 25 Jahre Arbeitslager) weist darauf hin, mit welcher Hart° hier
gegen die deutsche Bevb1kerung der SBZ vorgegangen warden 1st. 'Die der-.
zeitigen Behtrden der SBZ tragen eine Mitverantwortung insoweit, als ihnen
emn Begnadigungsrecht zugestanden warden 1st, von deT sic nur in ausser-
ordentlich seltenen Fallen Gebrauch macheh.

Als die freigewahlte und verantwortliche Sprecherin des deutschen Volkes
vermag die Bundesre gierung zu diesem System einer totalitAren
nicht nur nicht zu schweigen, sie w-eist such mit alien Nachdruck darauf-
hin, dass bei seinsm Fortbestehen weder die politischen noch rechtlichen
noch psychologischen Voraussetzun gen gegeben sind, welche die Forderung'
auf freie gleiche und geheime Wahlen erst zu effektivieren vermdgen. Es
kann auch der Bundesregierung nicht zugemutet werden, in em n Gesprach
mit den derzeitigen BehOrden oder Politikern der SBZ einzutreten, solange
sich in der SBZ Menschen in Haft befinden, deren einziges Verbrechen darin
besteht, dass sie ihrer Uebereinstimmung nit der Bundesregierung Ausdruck
verliehen haben.

Die Bundesregierung erwartet deshalb, dass die derzeitigen Behl5rden der
SBZ folgende Massnahmen als Voraussetzungen freier gleicher und geheimer
Tahlen durchfaren: .

1. Auflbsung des Steatlichen Sicherheitsdienstes (SSD) und aller
anderen Ueberwachungsorgane in der SBZ, deren Rechte in
spruch zu den Artikeln 8, 127, 133, 134, 137 der sowjetzonalen

'	 Verfassung und zu der Kontrollratsproklamation Mr. 3 stehen.

2. Aufhebung samtlicher verfassungswidriger Urteile, die unter Ver-
letzung der sowjetzonalen Verfassung, insbesondere der unter
1.) genannten Artikel, sowie der einschlagigen Bestimmungen
der Strafprozessordnung und der Kontrollratsproklamation Mr. 3
zustande gekommen sind.
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3. Ausserkraftsetzung des. Friedensschutzgesetzes und Aufhebung der
bereits auf Grund des Friedensschutzgesetzes erlassenen Urtei-
le.

4. Entlassung oiler politischen Haftlinge, die auf . Grund des Ar-
tikels 6 der sowjetzonalen Verfassung oder der Kontrollrats-

direktive Nr.38 III 3 verurteilt worden sind, soweit_sie nicht
nachweislich Propaganda fur emn Wiederaufleben des Nationalsozia-
lismus betrieben haben. Sofern sie in Tateinheit mit politischen
Delikten gegen emn anderes Strafgesetz verstossen haben, muss emn
neues Verfahren durchgefiffirt werden.

S. Entlassung oiler politischen Schutzhaftlinge, die sich
im Gewahrsam des Staatlichen Sicherheitsdienstes oder
ahnlicher vergassungswidriger institutionen befinden.
Aufhebung der Sonderbestimmungen Wiper politische Straf-
verfahren nach SMA—Befehl 2ol, da die Verfahren gegen ehemalige
Nationalsozialisten als.abgeschlossen gelten k5nnen. Auflbsung
samtlicher Konzentrationslager.

6. Ueberprafung aller wirtschaftspolitischen Verfahreni
in denen Verurteilungen auf Grund der Wirtschafts-
strafverordnung, des Gesetzes ter den innerdeutschen
Handel und des SMA—Befehle 180 erfolgt sind. Alle Ur-
teile, die auf Grund von Strafverfahren gefallt sind,
die lediglich durch das Ersuchen einer Stelle der

volkseigenen Wirtschaft oder unmi6telbar durch SED oder
emn Organ der Kontrollkommission veranlasst warden sind
mit dem	 die Enteignung bestimmter Betriebe zu
erreichen, massen kassiert worden.

7. Begnadigung der von sowjetischen Militartribunalen
Vérürteilten und Haftentlassung, soweit den derseitigen
Behtkrden der SBZ emn Begnadigungsrecht zusteht. Die
derzeitigen Behbrden der SBZ verpflichten sich, die
Sowjetische Kontrollkommission zu ersuchen, in Zukunft
Verurteilungen durch die Militartribunql& nur in sol-
chen Fallen vornehmen zu lassen, in denen unmittelbare
Angriffe gegen die militarische Sicherheit der Be-
satzungsmacht erfolgt sind,

8. Wiederherstellung der richterlichen Unabhangigkeit
und Ausserkraftsetzung oiler mandlichen und schrift-
lichen Anordnungen, durch die der Artikel Nr.127 der
sowjetzonalen Verfassung praktisch unwirksam gemacht
warden jet.
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IndeM die Bundesregierung diese Forderungen feierlich in Namen ihrer Lands-
leute in Gebiet der SBZ erhebt, erinnert sie die durzeitigen BehOrden und
Politiker der SBZ an die Versprechungen, die diese mit der Proklamierung der
sowjetzonalen Verfassung eingegangen sind, mid an die Verantwortung, die sie
damit vor den 18 Millionen . in der SBZ und vor dem gesamten deutschen Volk
tragen. Die Bundesregierung besteht auf den Rechten, die ihren Landsleuten in
Artikel 3 und 4 dieser Verfassung zugestanden sind und die sie vor der Staats-
gewalt eines totalitAren Regimes schiltzen sollen. Zugleich beschet die Bun-
desregierung die Vertreter dir vier BesatsungsmAchte, endlich die grundlegen-
den Massnahmen zu treffen, die das Lehen aller AngehOrigen des deutschen Volkes
mid eine Wiedervereinigung in Freiheit sichern.

Indem ich Ihnen, hochverehrter Herr Bundeskanzler, noch einmal meinen tief-
gefilhlten Dank zum Ausdruck brtnge daftir, dass Sie mir Gelegenheit gegeben
haben, Ihnen diese .Gedanken vorzutragen, verbleibe ich mit der Versicherung
der vollsten Loyalltat der in der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit zusam-
mengeschlossenen .triderstandsp:ruppen

Ihr sehr ergebener

/s/ Ernst Tillich


